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Öffentliche Bekanntmachung der Stadt Heilbad Heiligenstadt
Gemäß § 40 Abs. 2 Thüringer Kommunalordnung (ThürKO) in der Fas-
sung der Neubekanntmachung vom 28.01.2003 (GVBl. S. 41), zuletzt 
geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 30.12.2025 (GVBl. S. 22,47) 
und § 15 Abs. 5 der Hauptsatzung der Stadt Heilbad Heiligenstadt vom 
29.02.2024 in der Fassung der 3. Änderung vom 25.09.2025, werden 
hiermit die in der 14. Sitzung des Stadtrates der Stadt Heilbad Heili-
genstadt am 23.06.2026 in öffentlicher Sitzung gefassten Beschlüsse 
öffentlich bekannt gemacht:

Beschluss-Nr.: 214/2026
Es wird beschlossen, die Niederschrift über die öffentliche Sitzung des 
Stadtrates am 24.03.2026 in der vorliegenden Form und Fassung zu 
genehmigen.

Abstimmungsergebnis: Ja 21 Nein - Enthaltung -

Beschluss-Nr.: 215/2026
Es wird auf bindenden Vorschlag der Fraktion CDU/FDP vom 08.06.2026 
folgende Neubesetzung eines Sitzes im Entwicklungsausschuss ab dem 
01.07.2026 als sachkundiger Bürger beschlossen:

bisher: neu:
Steven Krebs Franz Mayer

Abstimmungsergebnis: Ja 23 Nein - Enthaltung -

Beschluss-Nr.: 216/2026
Der Bürgermeister wird ermächtigt, den Mitgliedern des Aufsichtsrates 
der Klinikgesellschaft Heilbad Heiligenstadt mbH für das Geschäftsjahr 
2025 in der Gesellschafterversammlung am 21.05.2026 die vorbehaltlose 
Entlastung zu erteilen und der Veräußerung des Genossenschaftsanteils 
an der P.E.G. Einkaufs- und Betriebsgenossenschaft eG zuzustimmen.

Abstimmungsergebnis: Ja 22 Nein - Enthaltung -

Beschluss-Nr.: 217/2026
Der Bürgermeister wird ermächtigt,
1.	 in der Gesellschafterversammlung der Vital Heilbad Heiligenstadt 

GmbH & Co. KG abzustimmen, den Jahresfehlbetrag des Geschäfts-
jahres 2025 in Höhe von 147.084,38 € auf dem Verrechnungskonto 
des Gesellschafters, Stadt Heilbad Heiligenstadt, zu verbuchen.

2.	 den Mitgliedern des Aufsichtsrates für das Geschäftsjahr 2025 die 
vorbehaltlose Entlastung zu erteilen.

Abstimmungsergebnis: Ja 22 Nein - Enthaltung -

Beschluss-Nr.: 218/2026
Der Bürgermeister wird ermächtigt,
1.	 in der Gesellschafterversammlung der Kommunalen Wohnungsge-

sellschaft Obereichsfeld mbH, entsprechend der Empfehlung des 
Aufsichtsrates abzustimmen, den Bilanzgewinn für das Geschäfts-
jahr 2025 in Höhe von 822.300,06 € in die gesellschaftsvertragliche 
/ satzungsmäßige Rücklage einzustellen.

2.	 Den Mitgliedern des Aufsichtsrates für das Geschäftsjahr 2025 
Entlastung zu erteilen.

Abstimmungsergebnis: Ja 22 Nein - Enthaltung -

Beschluss-Nr.: 219/2026
Der Stadtrat beschließt die außerplanmäßige Ausgabe im Haushaltsjahr 
2026 auf dem Produktsachkonto 41813026.5673101 (BgA Vitalpark - 
Aufwendungen für Kapitalertragssteuer und Solidaritätszuschlag) in 
Höhe von insgesamt 16.290,28 € (in Worten: sechszehntausendzweihun-
dertneunzig 28/100 €) zum Zweck der Zahlung von Kapitalertragssteuer 
und Solidaritätszuschlag für die BgAs des Vitalparks zu genehmigen.

Abstimmungsergebnis: Ja 23 Nein - Enthaltung -

Beschluss-Nr.: 220/2026
Der Stadtrat beschließt, der Übernahme einer Ausfallbürgschaft zu-
gunsten der Klinikgesellschaft Heilbad Heiligenstadt mbH zur Finan-
zierung der Sanierung der Kurparkklinik in Höhe von 6,25 Mio. € mit 
einer Haftungssumme von 5 Mio. € zuzustimmen.

Abstimmungsergebnis: Ja 23 Nein - Enthaltung -

Beschluss-Nr.: 221/2026
Es wird die 2. Änderung der Benutzungs- und Entgeltordnung für die 
Dorfgemeinschaftshäuser und weiteren öffentlichen Gemeinschafts-
einrichtungen der Stadt Heilbad Heiligenstadt in den Ortsteilen Flins-
berg, Günterode, Kalteneber, Rengelrode, Bernterode, Bischhagen, 
Mengelrode, Siemerode, Streitholz und Glasehausen in der vorliegen-
den Form und Fassung beschlossen.

Abstimmungsergebnis: Ja 23 Nein - Enthaltung -

Beschluss-Nr.: 222/2026
Es wird beschlossen, die außerplanmäßige Ausgabe in Höhe von 
300.000,00 € (i. W. Dreihundertausend 00/100 Euro) im Produktsachkon-
to 11433007.7859102 - Bauhof Hochbau im Haushalt 2026 zu genehmigen.

Abstimmungsergebnis: Ja 22 Nein - Enthaltung 1
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Beschluss-Nr.: 223/2026
Der Stadtrat beschließt die Verlängerung der befristeten Nichtberück-
sichtigung des Gesetzes für Wohnraumschaffung, „Bauturbo“ bis zum 
31.12.2026 oder bis zum Beschluss der Leitlinien zum Umgang mit der 
Gesetzesänderung im BauGB durch den Stadtrat.
Abstimmungsergebnis: Ja 20 Nein 2 Enthaltung 1
Beschluss-Nr.: 224/2026
Es wird beschlossen, die außerplanmäßige Ausgabe in Höhe von 
35.743,91 € (i. W. Fünfunddreißigtausendsiebenhundertdreiundvierzig 
91/100 Euro) im Produktsachkonto 42413021.7859104 - Sportstätte 
Stelzenberg sonst. Baumaßnahmen im Haushalt 2026 zu genehmigen.

Abstimmungsergebnis: Ja 23 Nein - Enthaltung -

Beschluss-Nr.: 225/2026
Es wird beschlossen, dass sich die Stadt Heilbad Heiligenstadt bereit erklärt,
1.	 den von den einzelnen Teilnehmern zu tragenden Eigenleistungs-

anteil an den Ausführungskosten des Flurbereinigungsverfah-
rens zu übernehmen. Bei geschätzten Ausführungskosten von 
4.000.000,00 € und einem voraussichtlichen Fördersatz von 85 % 
beträgt der 15%ige Eigenleistungsanteil 600.000,00 €.

2.	 die Unterhaltung an den im Flurbereinigungsverfahren Flinsberg 
neu herzustellenden gemeinschaftlichen Anlagen entsprechend der 
geplanten Festsetzungen des Plans nach § 41 Flurbereinigungsge-
setz (FlurbG) und des Flurbereinigungsplans zu übernehmen. Die 
Übergabe der Unterhaltung der neu hergestellten Anlagen erfolgt 
jeweils nach deren Fertigstellung durch die Teilnehmergemein-
schaft in einem gesonderten Termin.

3.	 das Eigentum an den im Flurbereinigungsverfahren Flinsberg her-
zustellenden gemeinschaftlichen Anlagen und auszuweisenden 
Anlagen entsprechend den geplanten Festsetzungen des Flurbe-
reinigungsplans zu übernehmen.

Abstimmungsergebnis: Ja 23 Nein - Enthaltung -

Die Anlagen zu den vorgenannten Beschlüssen können während der 
Sprechzeiten in der Stadtverwaltung, Marktplatz 15, eingesehen werden.

gez. Thomas Spielmann
Bürgermeister

2. Änderung der Benutzungs- und Entgeltordnung
für die Dorfgemeinschaftshäuser und weiteren öffentlichen Gemeinschaftseinrichtungen  

der Stadt Heilbad Heiligenstadt in den Ortsteilen Flinsberg, Günterode, Kalteneber, Rengelrode,  
Bernterode, Bischhagen, Mengelrode, Siemerode, Streitholz und Glasehausen

Auf Grund der §§ 18 Abs. 2, 21 und 54 Abs. 2 Pkt. 1 der Thüringer Gemein-
de- und Landkreisordnung (Thüringer Kommunalordnung - ThürKO) vom 
16. August 1993 (GVBl. S. 501) in der Fassung der Neubekanntmachung 
vom 28. Januar 2003 (GVBl. S. 41), zuletzt geändert durch Artikel 5 des 
Gesetzes vom 30. Dezember 2025 (GVBl. S. 22, 47) i. V. m. § 12 Abs. 1 
und 2 Thüringer Kommunalabgabengesetzes (ThürKAG) in der Fassung 
der Neubekanntmachung vom 19. September 2000 (GVBl. S. 301), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 02. Juli 2024 (GVBl. S. 277, 288) erlässt die 
Stadt Heilbad Heiligenstadt die folgende, vom Stadtrat in seiner Sit-
zung am 23. Juni 2026 beschlossene 2. Änderung der Benutzungs- und 
Entgeltordnung für die Dorfgemeinschaftshäuser und weiteren öffentli-
chen Gemeinschaftseinrichtungen der Stadt Heilbad Heiligenstadt in den 
Ortsteilen Flinsberg, Günterode, Kalteneber, Rengelrode, Bernterode, 
Bischhagen, Mengelrode, Siemerode, Streitholz und Glasehausen.

Artikel I
§ 1 Absatz 1 wird wie folgt neu gefasst:

Diese Benutzungs- und Entgeltordnung gilt für die in der Anlage (Ent-
geltverzeichnis) genannten Dorfgemeinschaftshäuser und weiteren öf-
fentlichen Gemeinschaftseinrichtungen der Stadt Heilbad Heiligenstadt 
in den Ortsteilen Flinsberg, Günterode, Kalteneber, Rengelrode, Bernte-
rode, Bischhagen, Mengelrode, Siemerode, Streitholz und Glasehausen.

Artikel II
§ 1 Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt neu gefasst:
Sofern öffentliche Belange nicht entgegenstehen, überlässt die Stadt 
Heilbad Heiligenstadt die Einrichtungen im Rahmen der Verfügbarkeit 
zu kulturellen, künstlerischen, bildungsfördernden oder vergleichbaren 
Zwecken sowie zu Familienfesten und anderen Feierlichkeiten.

Artikel III
Folgender § 2 Abs. 3 wird neu eingefügt:

Bürgern der Ortsteile, die das jeweilige Dorfgemeinschaftshaus oder 
die weiteren genannten öffentlichen Gemeinschaftseinrichtungen 
zum Zweck des gemeindlichen Zusammenlebens (z. B. Tanzgruppe, 
Skatrunde, Seniorennachmittag) nutzen wollen, kann die/der jeweilige 
Ortsteilbürgermeister/in die unentgeltliche Nutzung stundenweise 
gestatten. Antrag und Genehmigung erfolgen formlos.

Artikel IV
§ 3 Absatz 3 wird wie folgt neu gefasst:

Von den eingetragenen Vereinen in den Ortsteilen der Stadt Heilbad Heili-
genstadt wird die Hälfte der in der Anlage (Entgeltverzeichnis) aufgeführ-
ten Nutzungsentgelte erhoben. Diesen Vereinen werden die Einrichtungen 
zur Durchführung einer Jahreshauptversammlung sowie zu Trainings-, 
Übungs- und Ausbildungszwecken unentgeltlich zur Verfügung gestellt.

Artikel V
Die 2. Änderung der Benutzungs- und Entgeltordnung für die Dorfge-
meinschaftshäuser und weiteren öffentlichen Gemeinschaftseinrich-
tungen der Stadt Heilbad Heiligenstadt in den Ortsteilen Flinsberg, 
Günterode, Kalteneber, Rengelrode, Bernterode, Bischhagen, Mengel-
rode, Siemerode, Streitholz und Glasehausen tritt am Tage nach ihrer 
öffentlichen Bekanntmachung in Kraft.

Heilbad Heiligenstadt, den 29. Juni 2026

Thomas Spielmann � - Siegel -
Bürgermeister

Form der öffentlichen Bekanntmachung: elektronisches Amtsblatt
Tag der öffentlichen
Bekanntmachung / Bereitstellungstag: 16. Juli 2026

Bekanntmachungsanordnung
Die vorstehende, vom Stadtrat der Stadt Heilbad Heiligenstadt am 
23. Juni 2026 beschlossene 2. Änderung der Benutzungs- und Entgelt-
ordnung für die Dorfgemeinschaftshäuser und weiteren öffentlichen 
Gemeinschaftseinrichtungen der Stadt Heilbad Heiligenstadt in den 
Ortsteilen Flinsberg, Günterode, Kalteneber, Rengelrode, Bernterode, 
Bischhagen, Mengelrode, Siemerode, Streitholz und Glasehausen wird 
hiermit gemäß § 21 Abs. 1 Thüringer Gemeinde- und Landkreisordnung 
(Thüringer Kommunalordnung - ThürKO) in der Fassung der Neube-
kanntmachung vom 28. Januar 2003 (GVBl. S. 41), zuletzt geändert 
durch Artikel 5 des Gesetzes vom 30. Dezember 2025 (GVBl. S. 22, 47) 
und § 15 Abs. 1 der Hauptsatzung der Stadt Heilbad Heiligenstadt vom 
29. Februar 2024 in der Fassung der 3. Änderung vom 25. September 
2025 öffentlich bekanntgemacht. Nach § 21 Abs. 4 ThürKO können 
Verstöße wegen der Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschrif-
ten, die nicht die Ausfertigung und diese Bekanntmachung betreffen, 
gegenüber der Stadt Heilbad Heiligenstadt schriftlich unter Angabe 
der Gründe geltend gemacht werden. Werden solche Verstöße nicht 
innerhalb einer Frist von einem Jahr nach dieser Bekanntmachung gel-
tend gemacht, so sind diese Verstöße unbeachtlich.

Heilbad Heiligenstadt, den 29. Juni 2026

Thomas Spielmann �  - Siegel -
Bürgermeister

Form der öffentlichen Bekanntmachung: elektronisches Amtsblatt
Tag der öffentlichen
Bekanntmachung / Bereitstellungstag: 16. Juli 2026
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Zweckverband Wasserversorgung und Abwasserentsorgung Obereichsfeld
Bekanntmachung

Feststellung des Jahresabschlusses 2025 des Zweckverbandes Wasserversorgung  
und Abwasserentsorgung Obereichsfeld

I. Beschlussfassung über die Feststellung des Jahresabschlusses 2025

1. Der Jahresabschluss zum 31.12.2025,
der mit einer Bilanzsumme
für den Bereich Wasserversorgung
in Höhe von 25.168.001,46 €
für den Bereich Abwasserentsorgung
in Höhe von 174.800.075,47 €
und
im Bereich Wasserversorgung
mit einem Jahresüberschuss
in Höhe von 6.405,26 €
im Bereich Abwasserentsorgung
mit einem Jahresüberschuss
in Höhe von 4.224,18 €
abschließt, wird festgestellt und genehmigt.

2. Gemäß § 8 der Thüringer Eigenbetriebsverordnung
wird der
Jahresüberschuss im Bereich Wasserversorgung
in Höhe von 6.405,26 €
und der
Jahresüberschuss im Bereich Abwasserentsorgung
in Höhe von 4.224,18 €
der Allgemeinen Rücklage zugeführt und
dienen als Ausgleichsrücklage für
zukünftige Geschäftsjahre.

Der Verbandsvorsitzende und der Werkleitung wird für das Jahr 2025 
Entlastung erteilt.

„Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschlussprüfers

An den Zweckverband Wasserversorgung und Abwasserentsorgung 
Obereichsfeld, Heilbad Heiligenstadt

Prüfungsurteile

Wir haben den Jahresabschluss des Zweckverbandes Wasserversor-
gung und Abwasserentsorgung Obereichsfeld, Heilbad Heiligenstadt, 
- bestehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2025 und der Gewinn- 
und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2025 bis zum 
31. Dezember 2025 sowie dem Anhang, einschließlich der Darstellung 
der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden - geprüft. Darüber hinaus 
haben wir den Lagebericht des Zweckverbandes Wasserversorgung 
und Abwasserentsorgung Obereichsfeld, für das Geschäftsjahr vom 
1. Januar 2025 bis zum 31. Dezember 2025 geprüft.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen 
Erkenntnisse
•	 entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen 

Belangen den deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden han-
delsrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter Beachtung der 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tat-
sächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- und 
Finanzlage des Zweckverbandes zum 31. Dezember 2025 sowie 
ihrer Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2025 bis zum 
31. Dezember 2025 und

•	 vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes 
Bild von der Lage des Zweckverbandes. In allen wesentlichen Belan-
gen steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem Jahresabschluss, 
entspricht den deutschen gesetzlichen Vorschriften und stellt die 
Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu 
keinen Einwendungen gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts geführt hat.

Grundlage für die Prüfungsurteile

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts 
in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut 

der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung 
nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verant-
wortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichts“ unseres Bestätigungsvermerks weitergehend 
beschrieben. Wir sind von dem Zweckverband unabhängig in Überein-
stimmung mit den deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen 
Vorschriften und haben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten 
in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der 
Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend 
und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum 
Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen.

Verantwortung des gesetzlichen Vertreters für den Jahresabschluss 
und den Lagebericht

Der gesetzliche Vertreter ist verantwortlich für die Aufstellung des 
Jahresabschlusses, der den deutschen, für Kapitalgesellschaften gel-
tenden handelsrechtlichen Vorschriften in allen wesentlichen Belan-
gen entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung 
der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den 
tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Fi-
nanz- und Ertragslage des Zweckverbandes vermittelt. Ferner ist der 
gesetzliche Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, die er 
in Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger 
Buchführung als notwendig bestimmt hat, um die Aufstellung eines 
Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen falschen 
Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen (d.h. Manipulationen 
der Rechnungslegung und Vermögensschädigungen) oder Irrtümern ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses ist der gesetzliche Vertreter 
dafür verantwortlich, die Fähigkeit des Zweckverbandes zur Fortfüh-
rung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren hat er die 
Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortführung 
der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber 
hinaus ist er dafür verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungs-
legungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu 
bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche Gegeben-
heiten entgegenstehen.

Außerdem ist der gesetzliche Vertreter verantwortlich für die Aufstel-
lung des Lageberichts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage 
des Zweckverbandes vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen 
mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen 
Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen 
Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner ist der gesetzliche Vertreter 
verantwortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die 
er als notwendig erachtet hat, um die Aufstellung eines Lageberichts 
in Übereinstimmung mit den anzuwendenden deutschen gesetzlichen 
Vorschriften zu ermöglichen, und um ausreichende geeignete Nachwei-
se für die Aussagen im Lagebericht erbringen zu können.

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob 
der Jahresabschluss als Ganzes frei von wesentlichen falschen Darstel-
lungen aufgrund von dolosen Handlungen oder Irrtümern ist, und ob der 
Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Zweckver-
bandes vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahres-
abschluss sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in 
Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und 
die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, 
sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile 
zum Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet.
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Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine 
Garantie dafür, dass eine in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter 
Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchge-
führte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. 
Falsche Darstellungen können aus dolosen Handlungen oder Irrtümern 
resultieren und werden als wesentlich angesehen, wenn vernünftiger-
weise erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf 
der Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen 
wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen.

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und be-
wahren eine kritische Grundhaltung. Darüber hinaus
•	 identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher falscher 

Darstellungen im Jahresabschluss und im Lagebericht aufgrund von 
dolosen Handlungen oder Irrtümern, planen und führen Prüfungs-
handlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen Prü-
fungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als Grund-
lage für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass eine aus 
dolosen Handlungen resultierende wesentliche falsche Darstellung 
nicht aufgedeckt wird, ist höher als das Risiko, dass eine aus Irrtümern 
resultierende wesentliche falsche Darstellung nicht aufgedeckt wird, 
da dolose Handlungen kollusives Zusammenwirken, Fälschungen, 
beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen bzw. 
das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können.

•	 erlangen wir ein Verständnis von den für die Prüfung des Jahresab-
schlusses relevanten internen Kontrollen und den für die Prüfung 
des Lageberichts relevanten Vorkehrungen und Maßnahmen, um 
Prüfungshandlungen zu planen, die unter den Umständen ange-
messen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirk-
samkeit der internen Kontrollen des Zweckverbandes bzw. dieser 
Vorkehrungen und Maßnahmen abzugeben.

•	 beurteilen wir die Angemessenheit der von dem gesetzlichen 
Vertreter angewandten Rechnungslegungsmethoden sowie die 
Vertretbarkeit der von dem gesetzlichen Vertreter dargestellten 
geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben.

•	 ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von dem 
gesetzlichen Vertreter angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes 
der Fortführung der Unternehmenstätigkeit sowie, auf der Grundlage 
der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit 
im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die 
bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit des Zweckverbandes zur Fort-
führung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu 
dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, 
sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen 
Angaben im Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerksam zu ma-
chen oder, falls diese Angaben unangemessen sind, unser jeweiliges 
Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen 
auf der Grundlage der bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerks 
erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gegeben-
heiten können jedoch dazu führen, dass der Zweckverband seine 
Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen kann.

•	 beurteilen wir Darstellung, Aufbau und Inhalt des Jahresabschlus-
ses insgesamt einschließlich der Angaben sowie ob der Jahresab-
schluss die zugrunde liegenden Geschäftsvorfälle und Ereignisse so 
darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage des Zweckverbandes vermittelt.

•	 beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresab-
schluss, seine Gesetzesentsprechung und das von ihm vermittelte 
Bild von der Lage des Zweckverbandes.

•	 führen wir Prüfungshandlungen zu den von dem gesetzlichen Ver-
treter dargestellten zukunftsorientierten Angaben im Lagebericht 
durch. Auf Basis ausreichender geeigneter Prüfungsnachweise 
vollziehen wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten 
Angaben von dem gesetzlichen Vertreter zugrunde gelegten be-
deutsamen Annahmen nach und beurteilen die sachgerechte Ablei-
tung der zukunftsorientierten Angaben aus diesen Annahmen. Ein 
eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben 
sowie zu den zugrunde liegenden Annahmen geben wir nicht ab. 
Es besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, dass künftige 
Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben ab-
weichen.

Wir erörtern mit dem für die Überwachung Verantwortlichen unter 
anderem den geplanten Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie 
bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwaiger bedeut-
samer Mängel internen Kontrollen, die wir während unser Prüfung 
feststellen.

Kassel, den 20. März 2026

Strecker Berger + Partner mbB
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

Steuerberatungsgesellschaft
Rechtsanwälte

Andreas Fehr Marco Schumacher
Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer“

III. Auslegungshinweis

Der Jahresabschluss 2025 und der Lagebericht liegen in der Zeit

vom 30.06.2026 bis 17.07.2026

im Sitz des Zweckverbandes Wasserversorgung und Abwasserentsor-
gung Obereichsfeld, Philipp-Reis-Str. 2, 37308 Heilbad Heiligenstadt zu 
den üblichen Dienstzeiten öffentlich aus. Nachrichtlich liegen in dem 
genannten Zeitraum der Jahresabschluss 2025 und der Lagebericht 
zu den Sprechzeiten im Sitz der jeweiligen Verwaltungsgemeinschaft 
sowie zu den Sprechzeiten der Bürgermeister der zum Zweckverband 
gehörenden Verbandsgemeinden öffentlich aus.

Heilbad Heiligenstadt, 26.06.2026

Adrian Grieß �  - Siegel -
Verbandsvorsitzender
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Ordnungsbehördliche Verordnung zur Aufrechterhaltung  
der öffentlichen Sicherheit und Ordnung auf den Veranstaltungsflächen  

des Heiligenstädter Stadtfestes „Fest der Möhrenkönige“
Ordnungsbehördliche Verordnung - Stadtfest (OBV-Stadtfest)

Aufgrund des § 27 des Thüringer Gesetzes über die Aufgaben und Befug-
nisse der Ordnungsbehörden (Ordnungsbehördengesetz - OBG -) vom 
18. Juni 1993 (GVBl. S. 323), neu gefasst durch Gesetz vom 6. Juni 2018 
(GVBl. S. 229, 254), zuletzt geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 
2. Juli 2024 (GVBl. S. 277, 283) erlässt die Stadt Heilbad Heiligenstadt als 
Ordnungsbehörde folgende Ordnungsbehördliche Verordnung:

§ 1
Allgemeiner Geltungsbereich / Zulässigkeiten

(1) Diese Ordnungsbehördliche Verordnung gilt für das Heiligenstädter 
Stadtfest „Fest der Möhrenkönige“.
(2) Die Veranstaltungsflächen sind im Rahmen ihrer Zweckbestimmung 
und mit den nachstehend genannten Regelungen allgemein zugänglich.
(3) Das Festgelände ist der unter § 2 mit Zelten, Biergärten, Ver-
kaufsständen, Schaustellergeschäften und anderen für das Fest mit 
typischen Einrichtungen belegte Bereich einschließlich der dortigen 
Verkehrsflächen. Es sind nur Stände und Darbietungen zulässig, de-
ren Angebot bzw. Inhalt dem Charakter des Stadtfestes als Familien-, 
Kultur- und Brauchtumsveranstaltung dient. Als Standbetreiber sind 
nur zulässig gewerbliche Gastronomen, gewerbliche Händler, nichtpoli-
tische Vereine und Gruppierungen, staatliche und staatlich anerkannte 
Schulen sowie die Stadt Heilbad Heiligenstadt.
(4) Diese Verordnung verpflichtet nicht zur Durchführung des unter 
Abs. 1 genannten Festes.

§ 2
Räumlicher Geltungsbereich

(1) Das Heiligenstädter Stadtfest „Fest der Möhrenkönige“ findet in 
folgenden Bereichen der Innenstadt - entsprechend der gewerberecht-
lichen Festsetzung und der verkehrlichen Abgrenzung - statt:
o	 Wilhelmstraße 
	 (Fußgängerzone bis Parkplatz verlängerte Wilhelmstraße)
o	 Marktplatz
o	 Barockgarten
Die Veranstaltungsflächen sind im angefügten Lageplan (Anlage 1) 
dargestellt.
(2) Der Veranstalter hat eine Platzordnung mit sämtlichen Regelungen 
an allen Zugängen zum Festgelände gut ersichtlich anzubringen.
(3) Gewerbe- und straßenverkehrsrechtliche Vorschriften bleiben un-
berührt.

§ 3
Zeitlicher Geltungsbereich

(1) Das Fest findet in der Regel am zweiten Wochenende (Freitag bis 
Sonntag) des Monats September statt.
(2) Die Verordnung regelt die Durchführung ab dem Tag des Festbe-
ginns, 6.00 Uhr, bis zum ersten Tag nach Festende, 6.00 Uhr.
(3) Die konkreten Öffnungszeiten werden mit der ordnungsbehördli-
chen Genehmigung festgelegt und sind durch den Veranstalter recht-
zeitig öffentlich zu deklarieren.

§ 4
Allgemeine Verhaltenspflichten

(1) Jede Person hat sich so zu verhalten, dass andere nicht geschädigt, 
gefährdet oder mehr als nach den Umständen unvermeidbar behindert 
oder belästigt werden.
(2) Alle Zugänge zum und Ausgänge vom Festgelände sowie die Ret-
tungswege sind freizuhalten.

§ 5
Verbote

(1) Allen im Geltungsbereich befindlichen Personen ist es untersagt,
1.	 Gegenstände oder Stoffe, die ihrer Art nach objektiv gefährlich 

sind oder die zur Verletzung von Personen oder zur Beschädigung 
von Sachen geeignet sind, mit sich zu führen oder zu benutzen, 
dazu gehören auch Behältnisse bzw. Gefäße aus Glas, ätzende und 

färbende Flüssigkeiten, Baseballschläger und ähnliche Sportgeräte 
sowie sperrige Gegenstände und Fahnen - die Bestimmungen des 
§ 42 Waffengesetz bleiben unberührt;

2.	 Feuer zu machen oder leicht brennbare Stoffe mitzuführen, die 
Vorschriften des Sprengstoffgesetzes bleiben unberührt;

3.	 Notdurft außerhalb der vorhandenen Toiletten zu verrichten;
4.	 bauliche Anlagen, Einrichtungen oder Wege des Festgeländes zu 

beschriften, zu bekleben oder in anderer Weise zu verunstalten;
5.	 erkennbar nicht für den Besucherverkehr zugelassene Bereiche, wie 

Abstell- oder Lagerbereiche hinter den Festbetrieben zu betreten;
6.	 nicht für die allgemeine Benutzung vorgesehene bauliche Anlagen 

oder Anlagenteile, insbesondere Fassaden, Zäune, Mauern und 
andere Begrenzungen, Absperrungen, Beleuchtungseinrichtungen, 
Masten, Dächer sowie Zelte und deren Aufbauten oder Bäume zu 
besteigen oder zu überwinden;

7.	 auf dem Festgelände mitgeführte Tiere unangeleint zu führen;
8.	 zu betteln oder zu hausieren.
Diese Verbote gelten für Standbetreiber nur insoweit, als der ordnungs-
gemäße Betrieb des Standes nicht beeinträchtigt wird.
(2) Im Übrigen bleiben die Vorschriften der Ordnungsbehördlichen 
Verordnung zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ord-
nung in der Stadt Heilbad Heiligenstadt vom 05.08.2025 in der jeweils 
gültigen Fassung unberührt.

§ 6
Fahrzeuge auf dem Festgelände

(1) Das Festgelände steht während der Öffnungszeiten des Festes aus-
schließlich dem Fußgängerverkehr zur Verfügung; das Benutzen von Fahr-
zeugen aller Art ist in dieser Zeit untersagt. Dies gilt auch für die Benutzung 
von Fahrrädern sowie für das Fahren mit Rollerskates, Inlinern, Skateboards 
und ähnlichen zur Fortbewegung geeigneten Sport- oder Spielgeräten.
(2) Abweichend von Absatz 1 gilt die Ausnahme für Rettungs- und Si-
cherheitsfahrzeuge sowie für alle der Fortbewegung dienenden Hilfs-
mittel gehbehinderter oder nicht gehfähiger Personen.
(3) Straßenverkehrsrechtliche Vorschriften bleiben unberührt.

§ 7
Sicherheitsvorschriften

(1) Der Veranstalter hat im Einvernehmen mit der Ordnungsbehörde 
und den weiteren für Sicherheit oder Ordnung zuständigen Behörden, 
insbesondere der Polizei, der Feuerwehr und dem Rettungsdienst, ein 
Sicherheitskonzept aufzustellen. Die erforderlichen Abstimmungen 
des Veranstalters haben spätestens 3 Monate vor der beabsichtigten 
Veranstaltung zu beginnen. Im Ergebnis der Abstimmung ist durch den 
Veranstalter das Sicherheitskonzept mit einem maßstabsgerechten 
und detaillierten Lage- bzw. Belegungsplan spätestens 6 Wochen vor 
Beginn der Veranstaltung bei der Ordnungsbehörde einzureichen und 
von dieser genehmigen zu lassen.
(2) Auf- und Abbauarbeiten sind nur zu den von der Ordnungsbehörde 
genehmigten Zeiten und den sich aus den Vorgaben des Lageplanes 
ergebenden Modalitäten zulässig. Der Veranstalter hat während der 
gesamten Auf- und Abbauphase die Belange der öffentlichen Sicherheit 
und Ordnung zu gewährleisten, insbesondere ist die ungehinderte Be-
fahrbarkeit für Rettungs- und Einsatzfahrzeuge sicherzustellen.
(3) Grundlage der Gewährleistung der öffentlichen Sicherheit und Ord-
nung ist der Genehmigungsbescheid mit Auflagen der Ordnungsbehörde. 
Der Veranstalter als Adressat des Bescheides hat für dessen Umsetzung 
und Erfüllung umfänglich Sorge zu tragen. Anweisungen der Polizei oder 
der Ordnungsbehörde sind im Rahmen des Geltungsbereichs dieser Ver-
ordnung Folge zu leisten. Sie haben im Einzelfall Vorrang vor anderweitig 
oder in dieser Verordnung getroffenen Festlegungen.
(4) Für die Dauer der Veranstaltung, einschließlich Auf- und Abbau, ist 
durch den jeweiligen Veranstalter die ständige Erreichbarkeit eines 
Verantwortlichen zu gewährleisten.
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(5) Luftballone jeder Art und Form und ähnliche zur Gasbefüllung vor-
gesehene Gegenstände dürfen nur mit einem nicht brennbaren Gas 
befüllt werden.

§ 8
Mehrwegsystem

Ab dem Jahr 2027 dürfen beim Ausschank von Getränken die Behält-
nisse bzw. Gefäße nur gegen ein angemessenes Pfandgeld ausgegeben 
werden. Der Veranstalter hat ein entsprechend wirksames Mehrweg-
system zur Vermeidung von Abfällen zu organisieren. Aus Gründen der 
Sicherheit dürfen die Behältnisse bzw. Gefäße nicht aus Glas bestehen. 
Wenn der Charakter des Standes die Verwendung von Glas zulässt (z. 
B. Weinstand), kann die Stadt Heilbad Heiligenstadt auf Antrag eine 
Ausnahme zulassen.

§ 9
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 50 OBG handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig den Geboten und Verboten der §§ 4 bis 8 dieser Verordnung 
zuwiderhandelt, insbesondere entgegen
1.	 § 1 Abs. 3 Satz 2 Stände betreibt oder Darbietungen präsentiert, 

deren Angebot bzw. Inhalt nicht dem Charakter des Stadtfestes 
als Familien-, Kultur- und Brauchtumsveranstaltung dient;

2.	 § 1 Abs. 3 Satz 3 als Standbetreiber nicht zulässig ist;
3.	 § 2 Abs. 2 als Veranstalter die Platzordnung mit sämtlichen Rege-

lungen nicht an allen Zugängen entsprechend anbringt;
4.	 § 3 Abs. 3 als Veranstalter die mit der ordnungsbehördlichen Ge-

nehmigung festgelegten konkreten Öffnungszeiten nicht recht-
zeitig öffentlich deklariert;

5.	 § 4 Abs. 1 andere schädigt, gefährdet oder mehr als den Umstän-
den unvermeidbar behindert oder belästigt;

6.	 § 4 Abs. 2 Zugänge, Ausgänge oder Rettungswege nicht freihält;
7.	 § 5 Abs. 1 Nr. 1 untersagte Gegenstände mit sich führt oder be-

nutzt;
8.	 § 5 Abs. 1 Nr. 2 Feuer macht oder leicht brennbare Stoffe mit sich 

führt;
9.	 § 5 Abs. 1 Nr. 3 Notdurft außerhalb der vorhandenen Toiletten 

verrichtet;
10.	 § 5 Abs. 1 Nr. 4 bauliche Anlagen, Einrichtungen oder Wege des 

Festgeländes beschriftet, beklebt oder in anderer Weise verun-
staltet;

11.	 § 5 Abs. 1 Nr. 5 für den Besucherverkehr nicht zugelassene Berei-
che hinter den Festbetrieben betritt;

12.	 § 5 Abs. 1 Nr. 6 nicht für die allgemeine Benutzung vorgesehe-
ne bauliche Anlagen oder Anlagenteile, insbesondere Fassaden, 
Zäune, Mauern und andere Begrenzungen, Absperrungen, Be-
leuchtungseinrichtungen, Masten, Dächer sowie Zelte und deren 
Aufbauten oder Bäume besteigt oder überwindet;

13.	 § 5 Abs. 1 Nr. 7 Tiere auf dem Festgelände unangeleint führt;
14.	 § 5 Abs. 1 Nr. 8 bettelt oder hausiert;
15.	 § 6 Abs. 1 während der Öffnungszeiten Fahrzeuge aller Art, auch 

Fahrräder, Rollerskates, Inliner, Skateboards u. ä. auf dem Fest-
gelände benutzt;

16.	 § 7 Abs. 1 Satz 2 als Veranstalter nicht spätestens 3 Monate vor 
der Veranstaltung Abstimmungen mit der Ordnungsbehörde und 
den weiteren für Sicherheit und Ordnung zuständigen Behörden 
beginnt;

17.	 § 7 Abs. 1 Satz 3 als Veranstalter das Sicherheitskonzept mit einem 
maßstabsgerechten und detaillierten Lage- bzw. Belegungsplan 
nicht spätestens 6 Wochen vor Veranstaltungsbeginn bei der Ord-
nungsbehörde einreicht;

18.	 § 7 Abs. 2 Satz 1 Auf- und Abbauarbeiten zu anderen als den ge-
nehmigten Zeiten oder entgegen den sich aus den Vorgaben des 
Lageplanes ergebenden Modalitäten durchführt oder als jeweiliger 
Veranstalter solche Arbeiten zulässt;

19.	 § 7 Abs. 2 Satz 2 als Veranstalter während der gesamten Auf- und 
Abbauphase die Belange der öffentlichen Sicherheit und Ordnung 
nicht gewährleistet, insbesondere die ungehinderte Befahrbarkeit 
der Rettungswege nicht sicherstellt;

20.	 § 7 Abs. 3 Satz 2 als Veranstalter nicht für die Umsetzung und 
Erfüllung des Genehmigungsbescheides der Ordnungsbehörde 
umfänglich Rechnung trägt;

21.	 § 7 Abs. 3 Satz 3 Anweisungen der Polizei oder der Ordnungsbe-
hörde nicht Folge leistet;

22.	 § 7 Abs. 4 als Veranstalter die ständige Erreichbarkeit eines Ver-
antwortlichen nicht gewährleistet;

23.	 § 7 Abs. 5 Luftballone oder ähnliche zur Gasbefüllung vorgesehene 
Gegenstände mit brennbaren Gasen befüllt;

24.	 § 8 ein Mehrwegsystem nicht entsprechend umsetzt.
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann gemäß § 51 Abs. 1 OBG mit einer 
Geldbuße bis zu 5.000,00 € geahndet werden.
(3) Zuständige Verwaltungsbehörde für die Verfolgung und Ahndung 
der Ordnungswidrigkeiten im Sinne von Abs. 1 ist gemäß § 51 Abs. 2 
Nr. 3 OBG die Stadt Heilbad Heiligenstadt.
(4) Die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach an-
deren Rechtsvorschriften bleibt unberührt.

§ 10
Geltungsdauer

(1) Diese Verordnung gilt 20 Jahre oder bis sie vorher durch eine andere 
ersetzt oder aufgehoben wird.
(2) Änderungen und Aufhebungen von Paragraphen dieser Verordnung 
können nach Maßgabe des § 36 OBG durchgeführt werden.

§ 11
Inkrafttreten

Diese Ordnungsbehördliche Verordnung tritt eine Woche nach ihrer 
Verkündung in Kraft.

Heilbad Heiligenstadt, den 14. Juli 2026

Thomas Spielmann � (Siegel)
Bürgermeister

Form der Verkündung: elektronisches Amtsblatt
Tag der Verkündung /
Bereitstellungstag: 16. Juli 2026

Verkündungsanordnung
Die vorstehende von der Kommunalaufsicht des Landkreises Eichsfeld 
als zuständige Rechtsaufsichtsbehörde gem. § 118 Abs. 1 Satz 1 der 
Thüringer Gemeinde- und Landkreisordnung (Thüringer Kommunalord-
nung - ThürKO) in der Fassung der Neubekanntmachung vom 28.01.2003 
(GVBl. S. 41), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 30. 
Dezember 2025 (GVBl. S. 22, 47), am 13. Juli 2026 bestätigte und vom 
Bürgermeister der Stadt Heilbad Heiligenstadt am 14. Juli 2026 ausge-
fertigte Ordnungsbehördliche Verordnung zur Aufrechterhaltung der 
öffentlichen Sicherheit und Ordnung auf den Veranstaltungsflächen des 
Heiligenstädter Stadtfestes „Fest der Möhrenkönige“ - Ordnungsbe-
hördliche Verordnung - Stadtfest (OBV-Stadtfest) - wird gem. § 35 des 
Thüringer Gesetzes über die Aufgaben und Befugnisse der Ordnungs-
behörden (Ordnungsbehördengesetz - OBG) vom 18. Juni 1993 (GVBl. 
S. 323), neu gefasst durch Gesetz vom 06. Juni 2018 (GVBl. S. 229, 254), 
zuletzt geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 02. Juli 2024 (GVBl. S. 
277, 283) in Verbindung mit §§ 1 Abs. 1, 3 Abs. 1 Thüringer Verordnung 
über die öffentliche Bekanntmachung von Satzungen der Gemeinden, 
Verwaltungsgemeinschaften und Landkreise (Thüringer Bekanntma-
chungsverordnung - ThürBekVO) vom 22. August 1994 (GVBl. S. 1045), 
zuletzt geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 03. August 2023 
(GVBl. S. 264) und § 15 Abs. 1 der Hauptsatzung der Stadt Heilbad Hei-
ligenstadt vom 29. Februar 2024, in der Fassung der 3. Änderung vom 
25. September 2025, verkündet und somit öffentlich bekanntgemacht. 
Nach § 21 Abs. 4 ThürKO können Verstöße wegen der Verletzung von 
Verfahrens- oder Formvorschriften, die nicht die Ausfertigung und diese 
Bekanntmachung betreffen, gegenüber der Stadt Heilbad Heiligenstadt 
schriftlich unter Angabe der Gründe geltend gemacht werden. Werden 
solche Verstöße nicht innerhalb einer Frist von einem Jahr nach dieser 
Verkündung geltend gemacht, so sind diese Verstöße unbeachtlich.

Heilbad Heiligenstadt, den 14. Juli 2026

Thomas Spielmann
Bürgermeister �  (Siegel)

Form der Verkündung: elektronisches Amtsblatt
Tag der Verkündung / Bereitstellungstag: 16. Juli 2026
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